
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 

Strafprozeßordnung 1975 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 631/1975 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 98/2009 

Typ 

BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 36 

Inkrafttretensdatum 

01.09.2009 

Außerkrafttretensdatum 

31.12.2024 

Abkürzung 

StPO 

Index 

25/01 Strafprozess 

Text 

Örtliche Zuständigkeit 

§ 36. (1) Im Ermittlungsverfahren obliegen gerichtliche Entscheidungen und Beweisaufnahmen dem 
Landesgericht, an dessen Sitz sich die Staatsanwaltschaft befindet, die das Verfahren führt. 

(2) Im Fall der Abtretung eines Verfahrens hat über offene Anträge, Einsprüche und Beschwerden 
das vor der Abtretung zuständige Gericht zu entscheiden. 

(3) Für das Hauptverfahren ist das Gericht zuständig, in dessen Sprengel die Straftat ausgeführt 
wurde oder ausgeführt werden sollte. Liegt dieser Ort im Ausland oder kann er nicht festgestellt werden, 
so ist der Ort maßgebend, an dem der Erfolg eingetreten ist oder eintreten hätte sollen, fehlt es an einem 
solchen, der Ort, an dem der Beschuldigte seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat oder zuletzt hatte, in 
Ermangelung eines solchen der Ort, an dem er betreten wurde. Kann auch dadurch eine örtliche 
Zuständigkeit nicht bestimmt werden, so ist das Gericht zuständig, an dessen Sitz sich die 
Staatsanwaltschaft befindet, die Anklage einbringt. Sonderzuständigkeiten bleiben unberührt. 

(4) Ein Gericht bleibt auch dann für das Hauptverfahren örtlich zuständig, wenn es ein Verfahren 
gegen einen Angeklagten oder wegen einer Straftat ausscheidet, es sei denn, dass ein Gericht mit 
Sonderzuständigkeit ein Verfahren wegen einer allgemeinen strafbaren Handlung oder ein Landesgericht 
eine Strafsache ausscheidet, für deren Verhandlung und Entscheidung das Bezirksgericht zuständig ist. 

(5) Wenn sich zum Zeitpunkt der Einbringung der Anklage ein Angeklagter in Untersuchungshaft 
befindet und die Verhandlung und Entscheidung der Strafsache dem Bezirksgericht zusteht, ist das 
Bezirksgericht örtlich zuständig, an dessen Sitz sich die Staatsanwaltschaft befindet, die nach den §§ 25 
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bis 28 für das Ermittlungsverfahren zuständig war. Wird der Angeklagte nach diesem Zeitpunkt 
freigelassen, so ändert dies die Zuständigkeit nicht. 
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